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Ingenieurvertrag Tragwerksplanung  
 

zur Erbringung der statischen Fachplanung für die Objektplanung Gebäude gem. § 51 HOAI 
 
 

zwischen der Stadt Selm 
Adenauerplatz 2 

59379 Selm 
 
 

vertreten durch den Bürgermeister Heinz-Georg Mors 
 
 

nachstehend Auftraggeberin genannt 
 

und 
 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 
 
 
 
 
 
 

nachstehend Auftragnehmer genannt 
 

zum Projekt 
 

Erweiterung der Grundschule Auf den Äckern Standort Bork 
 

nachstehend Projekt genannt 
 

wird folgender Vertrag geschlossen: 
 

§ 1 Gegenstand des Vertrages 
 
(1) Gegenstand dieses Vertrages sind die in § 3 dieses Vertrages näher bezeichneten Leistungen des 

Auftragnehmers, um die für die Verwirklichung des nachstehend näher beschriebenen Projektes 
erforderlichen Planungs- und Überwachungsziele zu erreichen: 
 
1. Ort:     Waltroper Straße 17 in 59379 Selm 

 
2. Art des Objekts:   Grundschule 

 
3. Kurzbeschreibung des  

zu planenden Projektes: Erweiterung der Grundschule Auf den Äckern Standort Bork um 
multifunktional-nutzbare Räume, Mensa, Großküche und Sani-
tärbereiche  

 
4. Art des Projekts:   Erweiterungsbau, Umbau, Abbruch 

 
5. Angaben zum Umfang:   ./. 

 
6. Angaben zur Gestaltung:  in Abstimmung mit Stadt Selm 

 
7. Angaben zur Funktionalität:  in Abstimmung mit Stadt Selm 

 
8. Angaben zur Qualität:   in Abstimmung mit Stadt Selm 

 



 

Seite 2 von 10 
 

9. Angaben zur Technik und  
technischen Ausstattung:  ./. 
 

10. Energetische Vorgaben: ./. 
 

11. Weitere Vorgaben der  
Auftraggeberin:   ./. 
 

(2) Der Auftragnehmer hat seine Leistungen so zu erbringen, dass die Kostenobergrenze für die Bau-
maßnahme in Höhe von 4.000.000,00 Euro brutto nicht überschritten wird. Die genannten Kosten 
umfassen die Kostengruppen 200 bis 600 nach DIN 276:2018-12. Der Auftragnehmer hat seine 
Leistungen bezogen auf die von ihm zu bearbeitenden Kostengruppen so zu erbringen, dass diese 
Kostenobergrenze eingehalten wird. 
 
Eine Änderung dieser Baukostenobergrenze bedarf der Schriftform. Es ist allein die Auftraggeberin 
bevollmächtigt eine Änderung dieser Baukostenobergrenze zu vereinbaren. 
 

(3) Von der vorstehenden Baukostenobergrenze unabhängig hat der Auftragnehmer soweit möglich 
umweltfreundliche und schadstofffreie Baustoffe und Bauprodukte einzusetzen. Die Baustoffe und 
Bauprodukte sind insbesondere so auszuwählen, dass Raumluftbelastungen aus emittierenden 
Schadstoffen nicht entstehen bzw. stark minimiert werden und deutlich unter den allgemein aner-
kannten, für Innenräume empfohlenen Grenzwerten liegen. Durch die Schadstofffreiheit der Raum-
luft ist eine gesundheitliche Beeinträchtigung bei den Gebäudenutzern auszuschließen. 

 
Dabei hat der Auftragnehmer alle Möglichkeiten zur Einsparung von Kosten auszuschöpfen und die 
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit bei der Errichtung, wie auch hinsichtlich der Be-
triebskosten der späteren laufenden Nutzung des Projektes zu beachten. Diesem Ziel darf jedoch 
die Wahrung der vereinbarten Qualitäts-, Quantitäts- und Terminziele nicht geopfert werden. Der 
Auftragnehmer hat eine wirtschaftlich zweckmäßige Lösung zwischen den Kosten der Errichtung 
und den zu erwartenden Betriebs-, Verbrauchs- und/oder Instandhaltungskosten zu erreichen. 

 
Unter keinen Umständen dürfen Baukosten mit der Folge eingespart werden, dass die durch die 
Einsparung verursachten Betriebs-, Verbrauchs- und/oder Instandhaltungskosten des Projekts die 
eingesparten Baukosten übersteigen. 
 

(4) Die vorstehend definierten Zielvorgaben werden im Verlauf der Vorplanungsstufe verdichtet und 
dem Planungsstand entsprechend präzisiert. Die derart mit Zustimmung der Auftraggeberin fortge-
schriebenen Zielvorgaben werden am Ende der Vorplanungsphase durch Pläne und Beschreibun-
gen dokumentiert. Diese Zielvorgaben stellen die Beschaffenheitskriterien des bestellten Werkes 
dar. Die Planung ist sachmangelfrei i.S.d. § 633 Abs. 2 BGB, wenn es diesen Vorgaben entspricht 
und die Baukostenobergrenze (§ 1 Abs. 2 dieses Vertrages) wahrt. 
 
Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die fortgeschriebenen Zielvorgaben im Rahmen der Entwurfs-
planung und Realisierungsplanung für die weitergehende Ausbauplanung und Detailplanung zeich-
nerisch und materialbeschreibend zu konkretisieren und diese der Auftraggeberin zur Abstimmung 
und Freigabe vorzulegen.  

 
§ 2 Grundlagen des Vertrages 

 
(1) Diesem Vertrag liegen die nachstehenden Anlagen bzw. Vorschriften zu Grunde. Bei etwaigen Wi-

dersprüchen untereinander gelten diese entsprechend der gewählten Reihenfolge: 
 

1. dieser Vertrag 
2. Angebot des Auftragnehmers vom Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 
3. BGB in der jeweils aktuell gültigen Fassung 
4. HOAI in der zum Zeitpunkt der Beauftragung geltenden Fassung 
5. DIN 276 in der zum Zeitpunkt der Beauftragung geltenden Fassung. 
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(2) Die Leistungen des Auftragnehmers müssen allen auf das Projekt anwendbaren gesetzlichen, öf-
fentlich-rechtlichen und behördlichen Vorschriften, Haushaltsvorschriften, Verordnungen, Richtli-
nien sowie technischen Bestimmungen und den fachlich allgemein ankernannten Regeln der Tech-
nik und Baukunst sowie dem aktuellen Stand der Ingenieurwissenschaften entsprechen. Insbeson-
dere sind die Vorgaben der Auftraggeberin zur Vergabe einzuhalten (Dienstanweisung zur Vergabe 
von Bau-, Liefer- und Dienstleistungen sowie von freiberuflichen Leistungen der Stadt Selm). Es ist 
der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit sowohl hinsichtlich der Errichtung des Projekts als auch für den 
späteren Betrieb unter Einbeziehung der Unterhaltungs-, Betriebs- und Instandhaltungskosten ein-
zuhalten. 

 
§ 3 Leistungen des Auftragnehmers 

 
(1) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, durch die Erbringung der in diesem Paragraphen beschrieben 

Leistungen entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik zum Zeitpunkt der Ab-
nahme der Leistungen, die erforderliche Tragfähigkeit und Gebrauchstauglichkeit der Baukonstruk-
tion mit den Forderungen nach Wirtschaftlichkeit in Kooperation mit dem beauftragten Architekten 
auf die von der Auftraggeberin freigegebene Objektplanung übereinzubringen. 

 

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die nachbenannten Leistungen gemäß der Anlage 14 zu § 51 
HOAI 2021  zu erbringen, 
 
1. Grundlagenermittlung 
2. Vorplanung 
3. Entwurfsplanung 
4. Genehmigungsplanung 
5. Ausführungsplanung 
6. Vorbereitung der Vergabe 

 
soweit nicht unter § 7 dieses Vertrages bestimmte Teilleistungen der jeweiligen Leistungsphase 
vom Leistungsumfang ausgenommen sind. 
 

(2) Zum Zwecke der Leistungskoordination ist eine Teamarbeit mit der Auftraggeberin und den weiteren 
Projektbeteiligten notwendig. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, zu diesem Zweck der Auftragge-
berin sowie den von der Auftraggeberin beauftragten Fachplanern und Sonderfachleuten im erfor-
derlichen Maß Auskunft zu geben, Einblick in seine Unterlagen zu gewähren und seine Planung mit 
der Auftraggeberin und dem Objektplaner abzustimmen. 
 

Etwaige für seine Leistung erforderliche Informationen und/oder Unterlagen fordert der Auftragneh-
mer von der Auftraggeberin und/oder von den weiteren Projektbeteiligte selbstständig an. 
 

(3) Der Auftragnehmer berät die Auftraggeberin über die Notwendigkeit des Einsatzes von Sonderfach-
leuten. Die Auftraggeberin überträgt den ausgewählten Sonderfachleuten die festgelegten Leistun-
gen im eigenen Namen. Die von den Sonderfachleuten erbrachten Leistungen werden von dem 
Auftragnehmer fachlich und zeitlich koordiniert, mit seinen eigenen Leistungen abgestimmt und in 
diese eingearbeitet. 
 

(4) Der Auftragnehmer hat das Ergebnis jeder Leistungsphase im Rahmen eines Erörterungsgesprä-
ches mit der Auftraggeberin und den ggf. fachlich Beteiligten abzustimmen. Über dieses Erörte-
rungsgespräch hat der Auftragnehmer ein Protokoll zu erstellen, welches von beiden Vertragspar-
teien zu unterzeichnen ist. Die Freigabe der einzelnen Planungsabschnitte bestätigt die Auftragge-
berin durch gesonderte Bescheinigung oder durch Unterschrift auf den Plänen. 

 

(5) Nach Fertigstellung der einzelnen Leistungsphasen übergibt der Auftragnehmer die Arbeitsergeb-
nisse (insb. die Planunterlagen sowie dazugehörigen Kostenermittlungen) wie folgt: 

 

 Planungsunterlagen 2-fach in Papierform 
 Digitale Übergabe auf einem geeigneten Speichermedium (DWG/DXF/PDF); die vorgege-

bene CAD Layer-/Folienstruktur der Auftraggeberin ist einzuhalten. 
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Kosten für die digitale und analoge Bereitstellung werden nicht erstattet. Diese sind mit der Neben-
kostenpauschale nach § 7 dieses Vertrages abgegolten.  
 

(6) Der Auftragnehmer benennt der Auftraggeberin einen Mitarbeiter, der für die Abstimmung sämtli-
cher im Rahmen dieses Vertrages zu erbringen Leistungen bzw. Maßnahmen verantwortlich ist. 

 
(7) Im Rahmen der Ausschreibungsphase erbringt der Auftragnehmer folgende Leistungen: 
 

 Bereitstellung sämtlicher Berechnungen, Nachweise und Zeichnungen in den Dateiforma-
ten pdf, docx, dwg. 

 
 Spätere Vervielfältigung von Zeichnungen, Berechnungen und sonstigen Unterlagen für die 

Baustelle je ausführender Firma (bzw. je Gewerk) in einfacher Papierform; darüber hinaus 
digitale Bereitstellung von Zeichnungen, Berechnungen und sonstigen Unterlagen für die 
Baustelle. 

 
(8) Bei der Vornahme von Leistungen im Bereich von Bau-, Liefer- und Dienstleistungen sowie von 

freiberuflichen Leistungen ist der Auftragnehmer verpflichtet, die Dienstanweisung zur Vergabe von 
Bau-, Liefer- und Dienstleistungen sowie von freiberuflichen Leistungen der Stadt Selm (DA 
Vergabe) zu beachten und entsprechend anzuwenden. 

 

(9) Begehrt die Auftraggeberin eine Änderung des vereinbarten Werkerfolges oder eine Änderung, die 
zur Erreichung des vereinbarten Werkerfolges notwendig ist, so streben die Vertragsparteien eine 
Einigung über diese Änderung und die daraus resultierende Vergütung für die Mehr- bzw. Minder-
leistung an. Kommt eine unverzügliche Einigung zur Vergütung nicht zustande, so ist der Auftrag-
nehmer nicht berechtigt seine Leistung lediglich aufgrund der ausstehenden Honorarverhandlung 
zu verweigern. Die Vertragsparteien verpflichten sich zur schnellstmöglichen Klärung der strittigen 
Fragen einen im Bereich des Werkvertragsrechtes und des Preisrechtes der HOAI bewanderten 
neutralen Dritten einzuschalten. 
 
Eine eventuell von der abgestimmten Realisierungsplanung abweichende Bauausführung ist vom 
Auftragnehmer in die Ausführungspläne einzupflegen, sofern er neben den Planungsleistungen 
auch mit der Objektüberwachung beauftragt ist. 
 

(10) Der Auftragnehmer ist grundsätzlich nicht bevollmächtigt, die Auftraggeberin rechtsgeschäftlich zu 
vertreten. Die Weisungsbefugnis des Auftragnehmers gegenüber weiteren an diesem Projekt Be-
teiligten beschränkt sich grundsätzlich auf solche Weisungen, die zur Sicherstellung des reibungs-
losen und uneingeschränkten Projektablaufs erforderlich sind und keine nachteiligen Auswirkungen 
in qualitativer, terminlicher oder finanzieller Art für die Auftraggeberin haben. 
 
Der Auftragnehmer darf keine finanziellen Verpflichtungen für die Auftraggeberin eingehen. Dies gilt 
insbesondere für die Änderung, den Abschluss oder die Ergänzung von Verträgen oder die Verein-
barung neuer Preise. 
 

§ 4 Pflichten des Auftragnehmers 
 

(1) Der Auftragnehmer hat im Rahmen seiner vertraglichen Verpflichtungen gegenüber der Auftragge-
berin eine umfassende Unterrichtungspflicht.  

 

Der Auftragnehmer unterrichtet die Auftraggeberin unverzüglich über alle Umstände die sich auf die 
Einhaltung des Fertigstellungstermins oder der Baukosten beziehen und insbesondere über solche 
Umstände aus denen sich Ansprüche gegen die mit der Planung und Bauausführung beauftragte 
Unternehmen ergeben können.  

 

Des Weiteren hat der Auftragnehmer die Auftraggeberin nach Aufforderung über seine Leistungen 
unverzüglich und ohne besondere Vergütung je nach Erfordernis mündlich oder in Textform Aus-
kunft zu erteilen. 
 
Im Rahmen seiner vertraglichen Aufgaben hat der Auftragnehmer gegenüber der Auftraggeberin 
eine umfassende Unterrichtungspflicht. Wenn erkennbar wird, dass die ermittelten Baukosten oder 
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der von der Auftraggeberin bekannt gegebene wirtschaftliche Rahmen überschritten werden, ist der 
Auftragnehmer verpflichtet, der Auftraggeberin unverzüglich zu informieren. Die Erklärung bedarf 
mindestens der Textform. 
 

(2) Ohne vorherige Zustimmung der Auftraggeberin darf der Auftragnehmer keine Pläne oder Unterla-
gen Dritten aushändigen und keine Auskünfte geben, die sich auf das Vorhaben beziehen. „Dritte“ 
meint hier nicht die fachlich Beteiligten oder mit Zustimmung der Auftraggeberin als Erfüllungsge-
hilfen Hinzugezogenen. 

 
§ 5 Leistungen und Pflichten der Auftraggeberin 

 
(1) Die Auftraggeberin fördert im Rahmen der Kooperationspflichten die Planung und Durchführung 

des Projekts. Sie wird alle sich ergebenden Fragen auf berechtigtes Verlangen des Auftragnehmers 
in einer angemessenen Zeit entscheiden. 
 

(2) Nach Aufforderung durch den Auftragnehmer wird die Auftraggeberin sich mit den bereits erbrach-
ten Leistungen innerhalb einer angemessenen Prüfungsfrist einverstanden erklären, soweit die 
Leistungen des Auftragnehmers ordnungs- und vertragsgemäß sowie mangelfrei sind. Vorausset-
zung ist insbesondere, dass die Kosten des Projekts nicht überschritten werden. 

 
(3) Die Auftraggeberin beauftragt unter Beratung des Auftragnehmers die notwendigen Sonderfach-

leute.  
 
(4) Die Auftraggeberin stellt dem Auftragnehmer die für die Durchführung des Vertrages erforderlichen 

Informationen und Unterlagen zur Verfügung, sofern diese nicht vom Auftragnehmer selbst einzu-
holen sind. Hierzu zählen insbesondere die Arbeitsergebnisse der Sonderfachleute. 

 
 

§ 6 Termine und Fristen 
 
(1) Grundsätzlich hat der Auftragnehmer die von ihm zu erbringenden Leistungen zeitlich danach aus-

zurichten, wie sie mit den an dem Projekt beteiligten Personen und Unternehmen (z. B. Fachplaner, 
Sonderfachleute, bauausführende Unternehmen) vereinbart sind. Der Auftragnehmer koordiniert 
die Termine der an dem Projekt beteiligten Personen und Unternehmen in Abstimmung mit dem 
Objektplaner. Er ist verpflichtet, seine Leistungen rechtzeitig zu erbringen, damit die gesamte wei-
tere Planung und Bauausführung termingerecht erfolgen kann. Für den Fall, dass Störungen und/ 
oder Behinderungen auftreten, hat der Auftragnehmer seine Leistungen auch in geänderter zeitli-
cher Abfolge zu erbringen, ohne dass er aus diesem Grunde weitere Rechte gegen die Auftragge-
berin ableiten kann. 
Vor der Vergabe der einzelnen Werkleistungen hat der Auftragnehmer rechtzeitig die erforderliche 
Ausführungsplanung zu erstellen. Die jeweiligen Ausführungspläne sind im Anschluss an die 
Vergabe soweit fortzuschreiben, dass der im Zuge der Vergabe mit den jeweiligen ausführenden 
Unternehmen abgestimmte Terminplan und die vereinbarten Ausführungsfristen eingehalten wer-
den. Der Auftragnehmer ist verpflichtet dafür Sorge zu tragen, dass es in der Arbeitsvorbereitung 
der jeweils ausführenden Unternehmen keine Störungen gibt. 
 

(2) Der Auftragnehmer wird die unter Abs. 1 beschriebenen Leistungen so rechtzeitig erbringen, dass 
die nachstehenden Termine als verbindliche vertragliche Termine eingehalten werden: 

 
Planungsbeginn am:   Unmittelbar nach Beauftragung 

 Vorläufiger Baubeginn am:  Sommer 2026 
 Vorläufiger Fertigstellungstermin am: 2028 
 
(3) Der verbindliche Fertigstellungstermin wird im Rahmen des Abschlusses der Leistungsphase 3 ver-

einbart. 
 

§ 7 Honorierung des Auftragnehmers 
 
(1)  Als Grundleistungen zählen die Tragwerksplanung Gebäude gem. HOAI 2021, Teil 4, Abschnitt 1. 
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(2)  Das Honorar wird vorläufig nach den anrechenbaren Kosten für die Baumaßnahme gem. § 4 Abs.1 
HOAI 2021 auf Basis des von der Stadt Selm ermittelten Kostenrahmens berechnet. Die endgültige 
Honorarberechnung erfolgt nach Erbringung der Leistungsphase 3 auf Grundlage der dann vorlie-
genden und von der Stadt Selm genehmigten Kostenberechnung. 
 

(3) Die auf der Grundlage der DIN 276:2018-12 und § 50 HOAI ermittelten anrechenbaren Kosten 
betragen vorläufig netto: 951.453,18 Euro 
 

(4) Das Projekt nach § 1 wird gemäß §§ 5 Abs. 1 und 52 HOAI der Honorarzone III zugeordnet. 
 

(5) Bezogen auf die Honorartafel des § 52 HOAI wird als Honorarsatz der Basishonorarsatz vereinbart. 
 
(6) Beauftragte Leistungsphasen (vgl. § 3 dieses Vertrages) sind mit Fettdruck gekennzeichnet: 
 

Leistungsphase HOAI 
beauftragt Abweichungsgründe 

Stufe 1  

1 Grundlagenermittlung   3 %   3 %  

2 Vorplanung   10 %   10 %  

3 Entwurfsplanung 15 % 15 %  

4 Genehmigungsplanung   30 %   30 %  

5 Ausführungsplanung 40 % 40%  

6 Vorbereitung der Vergabe 2 % 2 %  

 100 %         100 %  

 
(7)  Auf das Gesamthonorar der Grundleistungen gem. Nummern 1 bis 6 wird ein Zu- oder Abschlag 

gem. Übergangsregelung zur Umsetzung des Urteils vom Europäischen Gerichtshof vom 4. Juli 
2019 (Rechtssache C-377/17) vereinbart: zuzüglich / abzüglich        

v. H. .. % 
 

(8)  Für Leistungen bei Umbauten und Modernisierungen i. S. des § 2 HOAI wird gemäß § 52 HOAI 
folgender prozentualer Zuschlag auf das ermittelte Honorar vereinbart:    

v. H. 10 %  
 

(9)   Für Leistungen bei Instandhaltungen und Instandsetzungen i. S. des § 2 HOAI wird gemäß   
       § 12 HOAI folgende, prozentuale Erhöhung des Prozentsatzes für die Bauüberwachung vereinbart:  
 

   v. H.  0 % 
 

(10) Das Nettogrundhonorar beträgt demnach vorläufig netto:                  
.. Euro 

 
(11) Alle dem Auftragnehmer entstehenden Nebenkosten gem. § 14 HOAI sind mit einem pauschalen 

Erhöhungssatz auf das Nettogrundhonorar abgedeckt:                      
v. H. .. % 

 
(12) Das Nettohonorar inkl. Nebenkosten beträgt demnach vorläufig netto:                

     .. Euro  
 

(13) Sofern weitere besondere Leistungen gem. § 3 Abs. 3 HOAI und Anlage 14.1 HOAI erforderlich 
sind, werden diese nur nach schriftlicher Beauftragung durch die Auftraggeberin vergütet. Die Ab-
rechnung erfolgt dann nach Pauschalangebot oder Zeitaufwand (Stunden) wie folgt: 

 
 a)   Auftragnehmer*in / Inhaber*in / Geschäftsführer*in                     ..  Euro 
 b)   Projektingenieur*in (Master / Bachelor / Dipl.-Ing.)  ..  Euro 
 c)   technische*r MA / Angestellte*r / Bauzeichner*in       ..  Euro  
 d)   kaufmännische*r MA / Angestellte*r ..  Euro 
 e)   Km  ..  Euro 
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§ 8 Zahlungen 
 
(1) Auf Anforderung des Auftragnehmers werden Abschlagszahlungen nach Vorlage einer prüfbaren 

Abschlagrechnung für die jeweils nachgewiesenen und vertragsgemäßen Leistungen gewährt. 
 

(2) Die Schlusszahlung wird fällig, wenn 
 der Auftragnehmer sämtliche Leistungen aus diesem Vertrag mängelfrei erfüllt hat, 
 die Abnahme dieser Leistungen erfolgt ist, 
 und vom Auftragnehmer eine prüfbare Rechnung eingereicht wurde. 

 
(3) Wird nach Annahme der Schlussrechnung festgestellt, dass die Vergütung abweichend vom Ver-

trag oder aufgrund unzutreffender anrechenbarer Kosten ermittelt wurde, so ist die Abrechnung zu 
berichtigen. Auftraggeberin und Auftragnehmer sind verpflichtet, die ihnen danach zustehenden Be-
träge zu erstatten. Sie verzichten auf die Einrede der Verjährung. 
 

(4) Für den Fall einer Überzahlung verzichtet der Auftragnehmer auf die Einrede des Wegfalls der Be-
reicherung. 

 
§ 9 Vorzeitige Beendigung des Vertrages 

 
(1) Die Auftraggeberin kann diesen Vertrag bzw. die mit dem Vertragsschluss oder durch gesonderten 

Auftrag beauftragten (Teil-)Leistungen jederzeit ohne Grund kündigen oder teilkündigen.  
 

(2) Kündigt die Auftraggeberin ohne wichtigen Grund, ist der Auftragnehmer berechtigt, die vereinbarte 
Vergütung zu verlangen; er muss sich jedoch dasjenige anrechnen lassen, was er infolge der Auf-
hebung des Vertrags an Aufwendungen erspart oder durch anderweitige Verwendung seiner Ar-
beitskraft erwirbt oder zu erwerben böswillig unterlässt, § 648 BGB.  

 
(3) Beide Vertragsparteien können diesen Vertrag aus wichtigem Grund kündigen, § 648 a BGB. Ein 

wichtiger Grund liegt vor, wenn dem kündigenden Teil unter Berücksichtigung aller Umstände des 
Einzelfalls und unter Abwägung der beiderseitigen Interessen die Fortsetzung des Vertragsverhält-
nisses bis zur Fertigstellung des Werks nicht zugemutet werden kann. 

 
Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer Pflicht aus diesem Vertrag, ist die Kündigung 
erst nach erfolglosem Ablauf einer zur Abhilfe bestimmten Frist oder nach erfolgloser Abmahnung 
zulässig. Für die Entbehrlichkeit der Bestimmung einer Frist zur Abhilfe und für die Entbehrlichkeit 
einer Abmahnung findet § 323 Absatz 2 Nr. 1 und 2 BGB entsprechende Anwendung. Die Bestim-
mung einer Frist zur Abhilfe und eine Abmahnung sind auch entbehrlich, wenn besondere Um-
stände vorliegen, die unter Abwägung der beiderseitigen Interessen die sofortige Kündigung recht-
fertigen. 
 

(4) Kündigt eine Vertragspartei aus wichtigem Grund, ist der Auftragnehmer nur berechtigt, die Vergü-
tung zu verlangen, die auf den bis zur Kündigung erbrachten Teil des Werks entfällt. 
 

(5) Die Kündigung muss schriftlich erfolgen. 
 

(6) Die Berechtigung Schadensersatz zu verlangen, wird durch die Kündigung nicht ausgeschlossen.  
 

§ 10 Haftung des Auftragnehmers, Mängelansprüche und Verjährung 
 
(1) Gewährleistungs- und Schadensersatzansprüche der Auftraggeberin richten sich nach den gesetz-

lichen Vorschriften. 
 

(2) Der Auftragnehmer haftet insbesondere dafür, dass 
 

 seine Leistungen den allgemein anerkannten Regeln der Baukunst und Technik sowie den 
jeweils geltenden einschlägigen gesetzlichen Vorschriften und Verordnungen entsprechen und 

 die verbindlichen Vertragstermine gewahrt sind. 
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(3) Die Haftung des Auftragnehmers wird durch die Beteiligung der Auftraggeberin im Rahmen der 
Bauberatung sowie durch die Abnahme der Vertragsleistungen nicht eingeschränkt. 
 

(4) Der Auftragnehmer überprüft Weisungen der Auftraggeberin auf Richtigkeit und Zweckmäßigkeit. 
Im Schadensfall kann er ein etwaiges Mitverschulden der Auftraggeberin nur dann geltend machen, 
wenn er gegen dessen Weisung in Textform widersprochen hat. Dies gilt auch dann, wenn der 
Auftraggeberin fachkundige Personen zur Seite stehen. 

 
(5) Der Auftragnehmer haftet neben den bauausführenden Werkunternehmern gegenüber der Auftrag-

geberin für Mängel am Projekt wegen mangelhafter Planung und/ oder Bauüberwachung nach § 
421 BGB gesamtschuldnerisch. Im Übrigen gilt § 650 t BGB. 
 

(6) Entschließt sich die Auftraggeberin einen vom Auftragnehmer (mit)verursachten Schaden am Pro-
jekt zu beseitigen, soll sie dem Auftragnehmer, sofern dieser dazu bereit ist, die Beseitigung des 
Schadens übertragen, wenn dies der Auftraggeberin zumutbar ist. 

 
(7) Die Haftung wegen ungerechtfertigter Bereicherung oder unerlaubter Handlung bleibt unberührt. 
 
(8) Die Verjährungsfrist für vertragliche Ansprüche der Auftraggeberin gegen den Auftragnehmer be-

trägt fünf Jahre. 
 

Die Verjährung beginnt mit der Abnahme des vollständigen Werkes. Erfolgt eine Teilabnahme nach 
§ 10 Abs. 2 dieses Vertrages, beginnt die Verjährung für die bis dahin erbrachten Leistungen mit 
der Teilabnahme. Für Leistungen, die nach diesem Zeitpunkt zu erbringen sind, beginnt die Verjäh-
rung mit der Abnahme der letzten Leistung des Auftragnehmers. 
 

(9) Die Verjährungsfrist für Honoraransprüche des Auftragnehmers beträgt drei Jahre. Die Verjährung 
beginnt mit Ablauf des Kalenderjahrs, in dem der Anspruch fällig wird. 
 

§ 11 Haftpflichtversicherung 
 
(1) Der Auftragnehmer hat das Bestehen einer Berufshaftpflichtversicherung vor Beginn der Leistungen 

nachzuweisen. Die Deckungssummen müssen während der gesamten Vertragslaufzeit mindestens 
betragen: 

 3.000.000,00 Euro für Personenschäden 
 3.000.000,00 Euro für Sach- und Vermögensschäden 

 
(2) Vor der Vorlage des Nachweises des Bestehens einer vorbezeichneten Berufshaftpflichtversiche-

rung werden Honoraransprüche des Auftragnehmers nicht fällig. 
 

(3) Weist der Auftragnehmer das Bestehen einer vorbezeichneten Berufshaftpflichtversicherung trotz 
angemessener Fristsetzung durch die Auftraggeberin nicht nach, stellt dies einen wichtigen Grund 
dar, welcher die Auftraggeberin berechtigt den Vertrag außerordentlich mit sofortiger Wirkung aus 
wichtigem Grund zu kündigen. 
 

(4) Der Auftragnehmer hat der Auftraggeberin unverzüglich anzuzeigen, wenn ein Versicherungsschutz 
mit den o.g. Deckungssummen nicht mehr besteht. Besteht ein Versicherungsschutz nach Maß-
gabe von Abs. 1 nicht mehr, ist die Auftraggeberin berechtigt den Vertrag außerordentlich mit so-
fortiger Wirkung aus wichtigem Grund zu kündigen, wenn sie dem Auftragnehmer zuvor erfolglos 
eine angemessene Frist zum Nachweis einer Berufshaftpflichtversicherung gesetzt hat.  

 
(5) Die Auftraggeberin kann jede Zahlung vom Nachweis des Fortbestehens des Versicherungsschut-

zes abhängig machen. 
 

§ 12 Vertragsstrafe 
 

(1) Bei einer schuldhaften Überschreitung der gemäß § 6 Abs. 2 dieses Vertrages vereinbarten Fristen 
hat der Auftragnehmer eine Vertragsstrafe i. H. v. 0,1 % des – bezogen auf die erbrachte Leistungs-
phase der beauftragten Stufe – vereinbarten Nettohonorars für jeden Werktag des Verzuges zu 
zahlen. Die Vertragsstrafe wird auf insgesamt 5 % des gesamten Nettohonorars begrenzt. 
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(2) Werden die vereinbarten Vertragstermine verlängert und / oder neu festgesetzt, so gilt die vorste-

hende Regelung entsprechend für die insoweit verlängerten und / oder neu festgesetzten verbind-
lichen Vertragstermine. 
 

§ 13 Herausgabeanspruch 
 
(1) Alle vom Auftragnehmer zur Erfüllung dieses Vertrages gefertigten und beschafften Unterlagen sind 

der Auftraggeberin auszuhändigen und werden deren Eigentum. Ein Zurückhaltungsrecht des Auf-
tragnehmers ist ausgeschlossen, sofern der Auftragnehmer die Unterlagen nicht zur Durchsetzung 
seiner berechtigten Ansprüche benötigt. 
 

(2) Dies gilt auch, wenn das Vertragsverhältnis aus irgendeinem Grund nicht wirksam zustande kom-
men sollte oder vorzeitig endet. 

 
§ 14 Urheberrecht 

 
(1) Die Auftraggeberin darf die vom Auftragnehmer erstellten Unterlagen und Planungen einschließlich 

der Planung für die Baumaßnahme sowie das ausgeführte Werk ohne Mitwirkung des Auftragneh-
mers nutzen, ändern und verwerten. 
 

(2) Die Auftraggeberin ist berechtigt, das Bauwerk nach seiner Fertigstellung ohne Mitwirkung des Auf-
tragnehmers zu ändern und / oder den aktuellen Erfordernissen anzupassen. 

 
(3) Die Auftraggeberin ist auch im Falle einer vorzeitigen Beendigung des Vertrages oder im Falle der 

Nichtbeauftragung weiterer Leistungen berechtigt, die Planung und / oder das Bauwerk ohne Mit-
wirkung des Auftragnehmers zu vollenden. 

 
(4) Die Auftraggeberin hat das Recht zur Veröffentlichung der vom Auftragnehmer erstellten Planung 

unter Namensangabe des Auftragnehmers. Der Auftragnehmer hat kein Recht darauf, dass sein 
Name am Werk genannt wird. 

 
(5) Der Auftragnehmer steht dafür ein, dass seine Planung frei von Urheberrechten Dritter ist und auch 

auf Dauer frei hiervon bleibt. Er stellt die Auftraggeberin von möglichen Ansprüchen Dritter wegen 
Verletzung von Urheber- und Leistungsschutzrechten oder sonstigen Rechten frei. 

 
(6) Im vertraglich vereinbarten Honorar ist die Übertragung sämtlicher urheberrechtlicher Nutzungs-, 

Änderungs- und Verwertungsbefugnisse enthalten und damit abgegolten, sofern dem Auftragneh-
mer über die Leistungsphasen 1 und 2 oder vergleichbare Leistungsinhalte hinaus Leistungen über-
tragen werden. Wenn dies nicht erfolgt, verbleiben dem Auftragnehmer die urheberrechtlichen Nut-
zungsrechte an seiner Planung. 

 
(7) Vorgenannte Regelungen gelten, wenn nach einer Interessenabwägung die Belange des Urhebers 

an seiner etwaigen urheberrechtlich geschützten Planung hinter den gleichfalls schutzwürdigen In-
teressen der Auftraggeberin zurücktreten und eine Entstellung des Werkes oder eine andere Be-
einträchtigung im Sinne von § 14 UrhG durch diese Maßnahme nicht zu besorgen ist. Die Auftrag-
geberin wird den Auftragnehmer vor wesentlichen Änderungen eines nach dem Urheberrecht ge-
schützten Werkes - soweit zumutbar - anhören. 

 
(8) Sämtliche in diesem Paragrafen getroffenen Regelungen gelten uneingeschränkt auch im Fall der 

vorzeitigen Vertragsbeendigung, wobei sämtliche Regelungen die Urheberpersönlichkeitsrechte 
des Auftragnehmers unangetastet lassen. 

 
§ 15 Schlussbestimmungen 

 
(1) Gerichtsstand ist Selm. 

 
(2) Eine Aufrechnung des Auftragnehmers ist nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten 

Forderungen zulässig. 
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(3) Der Auftragnehmer ist nicht berechtigt, Ansprüche aus diesem Vertrag an Dritte abzutreten. 
 

(4) Änderungen, Ergänzungen und Nebenabreden dieses Vertrages bedürfen im Sinne der Rechtsklar-
heit zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform. 

 
(5) Alle Maßnahmen, die die vereinbarte Planung oder Bauausführung abändern, bedürfen – auch 

wenn sie auf den Wunsch der Auftraggeberin zurückgehen oder mit ihrem Einverständnis erfolgen 
– der schriftlichen Vereinbarung vor Einleitung der Änderungsmaßnahmen. 

 
(6) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam sein oder werden, 

wird dadurch die Gültigkeit des Vertrages im Übrigen nicht berührt. Anstelle der unwirksamen Be-
stimmung soll diejenige Regelung gelten, deren Wirkungen der wirtschaftlichen Zielsetzung der un-
wirksamen Bestimmung möglichst nahekommen. Entsprechendes gilt im Falle von ungewollten Re-
gelungslücken. 

 

 Auftraggeberin Auftragnehmer 
 
 
 ................................................. ................................................. 
 Ort und Datum Ort und Datum 

 
 
 
 
 
 ................................................. ................................................. 
 rechtsverbindliche Unterschrift rechtsverbindliche Unterschrift  


